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Das wichtigste ökonomische Projekt der Europäischen Union hat im Zuge der neugewähl-
ten Kommission einen neuen Ressortzuschnitt erhalten. Neben der Zuständigkeit für Bin-
nenmarkt und Dienstleistungen ist die polnische Kommissarin Elzbieta Bienkowska nun 
auch für Industrie, Unternehmertum und kleine bis mittlere Unternehmen (KMU) verant-
wortlich. Der digitale Binnenmarkt als eine der zentralen Herausforderungen für die Amts-
zeit des Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker erhielt sogar ein eigenes Ressort 
innerhalb der neuen Kommission. Der estnische Vize-Präsident Andrus Ansip ist zuständig 
für die Koordination des Projektteams für einen gemeinsamen digitalen Binnemarkt, zu 
dem auch der deutsche Kommissar Günter Oettinger und sein Ressort Digitale Wirtschaft 
und Gesellschaft gehören. Mit Ausnahme des Bereichs der Hohen Vertreterin für Außen- 
und Sicherheitspolitik ist Bienkowskas Ressort an allen Blöcken beteiligt, was die Bedeu-
tung des Binnenmarkts auch als Querschnittsthema innerhalb der Europäischen Kommissi-
on zusätzlich verdeutlicht.

Für Kontroversen sorgen weiterhin die Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen 
mit den Vereinigten Staaten (Transatlantic Trade and Investment Partnership, TTIP) und 
das bereits im November 2014 abgeschlossene Abkommen mit Kanada (Comprehensive 
Economic  and  Trade  Agreement,  CETA).  Letztere  muss  noch  durch  das  Europäische 
Parlament und den Rat der Europäischen Union legitimiert sowie vom kanadischen Parla-
ment und allen kanadischen Provinzen ratifiziert werden.

Der Binnenmarkt heute

War im vergangenen Untersuchungszeitraum das Umsetzungsdefizit wieder leicht ange-
stiegen, erzielen die Mitgliedstaaten der Europäischen Union in diesem Jahr ihr bisher 
bestes Ergebnis. Nur mehr 0,5 Prozent der 1.246 Richtlinien (gemeinsam mit 2.775 Ver-
ordnungen) sind durchschnittlich zum Ende der Umsetzungsfrist am 30. Oktober 2014, 
dem Ende der Untersuchungsperiode, nicht korrekt in nationales Recht überführt worden. 
Lediglich Slowenien reißt die 2007 vom Europäischen Rat gesetzte Marke von 1 Prozent. 
Das 2011 in der Binnenmarktakte von der Kommission vorgegebene Ziel von 0,5 Prozent 
wird von 13 Mitgliedstaaten erfüllt; sechs weitere, darunter auch Deutschland, liegen nur 
0,1 Prozentpunkte darüber. Spitzenreiter bleiben mit jeweils nur einer nicht korrekt umge-
setzten Richtlinie (entspricht 0,1 Prozent) Kroatien und Malta. 

Der negative Trend aus dem Vorjahr, in dem erstmals seit sechs Jahren die Zahl der 
binnenmarktbezogenen Vertragsverletzungsverfahren wieder gestiegen war, hat sich entge-
gen der positiven Entwicklung in Bezug auf das Umsetzungsdefizit fortgesetzt. Insgesamt 
waren 826 und damit  10 Verfahren mehr anhängig.  Weiterhin sind durchschnittlich 30 
Vertragsverletzungsverfahren offen. Spitzenreiter ist hierbei im negativen Sinn zum sechs-
ten Mal hintereinander in den jeweiligen Untersuchungszeiträumen (der aktuelle endete 
ebenfalls  am 30.  Oktober  2014)  Italien  mit  insgesamt 67  offenen Verfahren.  Kroatien 
schneidet mit nur einem auch hier am besten ab, was aber auch der im Vergleich zu den 
anderen Staaten kurzen Mitgliedschaft in der Europäischen Union geschuldet ist. Deutsch-
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land  konnte  sich  weder  verbessern  noch  verschlechtern,  liegt  aber  mit  52  Ver-
tragsverletzungsverfahren  auf  dem fünften  Platz  und  damit  deutlich  über  dem Durch-
schnitt. Gemeinsam mit Italien, Griechenland, Frankreich, Spanien und Polen sind diese 
sechs Länder mit den meisten offenen Verfahren für 41 Prozent der Vertragsverletzungen 
verantwortlich.

Leicht zurückgegangen ist hingegen die Dauer der laufenden Vertragsverletzungsver-
fahren. Im Schnitt  vergehen 26,9 Monate (im vorangegangenen Untersuchungszeitraum 
waren es noch 27,7 Monate). Allerdings herrscht weiterhin eine große Varianz unter den 
Mitgliedstaaten.  Während  in  Kroatien  nur  rund  vier  Monate  nach  der  Eröffnung  des 
Verfahrens bis zum Abschluss vergehen, können in Malta erst nach durchschnittlich 50,8 
Monaten die Fälle geschlossen werden. Sowohl die Kommission als auch die Mitgliedstaa-
ten müssen hier Anstrengungen unternehmen, um die durchschnittliche Dauer zumindest 
auf unter zwei Jahre zu senken. Das im Jahr 2012 von der Kommission kommunizierte 
Ziel  von  einer  maximalen  Verfahrensdauer  von  18  Monaten  wird  lediglich  von  fünf 
Mitgliedstaaten  erreicht  (in  absteigender  Verfahrensdauer  sind  das  Lettland,  Zypern, 
Luxemburg, Litauen und Kroatien).1

Alle Ergebnisse werden seit Juli 2013 auf einer eigenen interaktiven Website veröffent-
licht und durch die „Ampelkennzeichnung“ in Bezug auf die Fort- beziehungsweise Rück-
schritte (grün beziehungsweise rot sowie gelb für keine Veränderung) der Mitgliedstaaten 
in den einzelnen Untersuchungsbereichen veranschaulicht.2

Digitaler Binnenmarkt

Bereits im Herbst 2013 wurde durch die europäischen Staats- und Regierungschefs die 
Forderung nach Regeln für einen digitalen Binnenmarkt an die Europäische Kommission 
gerichtet. Nachdem diese mehrfach angekündigt worden waren, haben nun die Kommissa-
re Ansip und Oettinger ihre Strategie vorgestellt und dazu auch eine umfangreiche Hinter-
grundanalyse veröffentlicht.3 Der Online-Handel und digitale Dienstleistungen sind mehr 
als jede andere Branche transnational angelegt. Beim Streaming von Musik oder Filmen, 
beim Einkaufen im Internet oder im Mobilfunk spielt es im Prinzip keine Rolle, wo der 
Anbieter sitzt und aus welchem Mitgliedstaat der Verbraucher stammt. Derzeit weist der 
europäische Binnenmarkt hier aber noch immense Hürden auf – wie zum Beispiel „geo-
blocking“ –, die unter anderem mit steuerlichen Hemmnissen oder Fragen der Nutzungs-
rechte zusammenhängen. Ebenso stellen die unterschiedlichen Regeln für den Datenschutz 
und das Urheberrecht heute noch ein großes Problem dar. Selbst dort, wo dieselbe Ware 
oder Dienstleistung in allen Mitgliedstaaten angeboten wird, gibt es häufig ein erhebliches 
Preisgefälle.  Dieser  willkürlichen  Diskriminierung  und  Fragmentierung  des  digitalen 
Marktes möchten die beiden EU-Kommissare jetzt entgegenwirken. Würde der digitale 
Binnenmarkt, so wie von der Europäischen Kommission skizziert, umgesetzt, gäbe es eine 
klare Win-Win-Situation.

1 Europäische Kommission: Better Governance for the Single Market, COM(2012) 259 final.
2 Der  Binnenmarktanzeiger  ist  online  unter  http://ec.europa.eu/internal_market/scoreboard/index_en.htm 

abrufbar.
3 Europäische Kommission: A Digital Single Market Strategy for Europe, COM(2015) 192 final; Europäi -

sche Kommission: A Digital Single Market Strategy for Europe - Analysis and Evidence, SWD (2015) 100 
final, Brüssel, 6.5.2015.
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Netzneutralität

Ein wichtiger Teilaspekt des digitalen Binnenmarktes ist der Zugang zu beziehungsweise 
die Verfügbarkeit von angemessenen Infrastrukturen. Die Netzneutralität ist ein schützens-
wertes Gut. Anbieter von „Spezialdiensten“ im Internet, vor allem in den USA, wollen 
erreichen, dass ihre Daten gegebenenfalls gegen Entgelt bevorzugt behandelt werden. So 
könnte beispielweise ein Streaming-Portal Internetanbieter dafür bezahlen, dass seine In-
halte im Internet vorrangig behandelt werden. In der Europäischen Union wird die Netz-
neutralität  im  Kontext  des  Legislativvorhabens  zum digitalen  Binnenmarkt  diskutiert. 
Während sich das Europäische Parlament bereits im April 2014 für eine strikte Wahrung 
der Netzneutralität ausgesprochen hat und diese Haltung im Februar 2015 noch einmal 
bestätigte, konnten sich die Mitgliedstaaten untereinander und mit der Kommission noch 
nicht auf eine gemeinsame Position einigen. Es zeichnet sich aber ab, dass Ministerrat und 
Kommission die Zulassung von bevorzugten Diensten erlauben möchten. Unklar ist dabei 
vor allem noch, inwieweit „normale“ Internetangebote dabei geschützt werden sollen.

Die  Internet-Provider,  die  in  der  Regel  auch  für  die  Infrastrukturen  zuständig sind, 
begrüßen die Schaffung von zu bezahlenden „Spezialdiensten“ mehrheitlich, da sich so 
zusätzliche Gewinne erzielen lassen, die unter anderem für den Netzausbau genutzt wer-
den  könnten.  Gerade  für  kleine  Unternehmen,  die  innovative  Dienste  online  anbieten 
wollen, wären diese Netzentgelte aber ein erhebliches Hindernis für einen Markteintritt. 
Die aktuellen Pläne der Europäischen Kommission wie auch der deutsche Kompromiss-
vorschlag bergen die Gefahr von massiven Wettbewerbsverzerrungen und damit  einem 
Zwei-Klassen-Internet.4 Wenn  die  Europäische  Union  zulässt,  dass  Unternehmen  sich 
Vorrang für ihre Online-Dienstleistungen erkaufen, werden dadurch Existenzgründer aus-
gebremst, die sich das nicht leisten können. Auf Dauer schadet das dem Internet als Inno-
vationstreiber.  Eine Sonderbehandlung für bestimmte Datenpakte ist nur dann sinnvoll, 
wenn ausreichend Kapazitäten zur Verfügung stehen, sodass andere Dienste dadurch nicht 
benachteiligt werden.

Digitalisierung

Der digitale Binnenmarkt zeigt aber nur einen Ausschnitt, den die heutigen Möglichkeiten 
der digitalen Datenverarbeitung bieten. Die Digitalisierung führt auch in anderen Sektoren 
zu signifikanten Veränderungen: Prozessautomation in der Industrie, digitalisierte Steue-
rung von Logistik oder ganzen Verkehrsströmen und intelligente Stromnetze sind heute 
keine Zukunftsmusik mehr, sondern häufig schon Realität. Dabei sind es oftmals die klas-
sischen Branchen und deren Bedarf, die hier innovative Entwicklungen anstoßen. Damit 
Europa bei diesem Megatrend weiterhin ganz vorne mitspielen kann, muss die Digitalisie-
rung der gesamten Wertschöpfungskette weiter vorangetrieben werden. Hierzu sind über 
den  digitalen  Binnenmarkt  hinaus  einheitliche  europäische  Standards  insbesondere  im 
Hinblick auf die Interoperabilität technischer Schnittstellen vonnöten. Am Ende des Tages 
wird aber auch die Medienkompetenz der Europäer eine große Rolle spielen. Zum einen 
steigt  der  Bedarf  an  Fachkräften in  Bereichen  wie Mechatronik  oder  Informatik,  zum 
anderen müssen aber die Verbraucher im Umgang mit neuen Geräten und digitalen Anwen-

4 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie: Vorschlag für eine Verordnung über Maßnahmen zum eu-
ropäischen  Binnenmarkt  der  elektronischen  Kommunikation  und  zur  Verwirklichung  des  vernetzten 
Kontinents, KOM (2013) 627 endg. 
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dungen geschult  werden.  Mehr  als  20  Jahre  nach  seiner  Vollendung stehen  dem EU-
Binnenmarkt daher erneut einschneidende Veränderungen bevor.

CETA und TTIP

Die Tatsache, dass Freihandel im Grunde eine gute Sache ist, ist weitestgehend unumstrit-
ten. Kontroversen ergeben sich eher in Folge der Umsetzung derartiger Abkommen. Bei 
CETA und TTIP lassen sich die Hauptkritikpunkte vereinfacht an drei Aspekten festma-
chen:  Zum  einen  geht  es  um  den  Mangel  an  Transparenz  beziehungsweise  um  ein 
vermeintliches Übergewicht von Wirtschaftsinteressen. Letzteres wird aber insbesondere 
von Gruppierungen geäußert, die nicht in die Verhandlungen einbezogen wurden. Dabei 
geht es auch noch um die bislang unbeantwortete Frage, ob die nationalen Parlamente in 
den EU-Mitgliedstaaten die Abkommen ebenfalls ratifizieren müssen oder dafür die EU-
Institutionen ausreichend sind.

Der zweite Kritikpunkt rekurriert auf einer diffusen Angst vor sogenannten Schiedsge-
richten, insbesondere die in den Freihandelsabkommen integrierten Investitionsschutzab-
kommen.5 Die Sorge dabei ist, dass Unternehmen unter Umgehung ordentlicher Gerichte 
eine mögliche Beeinträchtigung ihrer  Investitionen durch Enteignung,  Ungleichbehand-
lung oder Verletzung der Meistbegünstigungsklausel vor Schiedsgerichten geltend machen 
können und damit die nationalstaatliche Rechtsstaatlichkeit aushebeln oder die National-
staaten in ihrem Regulierungsspielraum einschränken. Schiedsgerichte kommen aber vor 
allem dann zur Anwendung, wenn eine der beiden Vertragsparteien keinen hinreichenden 
Rechtsschutz gewährt. Das ist aber weder in Nordamerika noch in Europa der Fall.

Drittens wird befürchtet, dass die hohen europäischen Standards, etwa in den Bereichen 
Umwelt- und Verbraucherschutz,  abgesenkt werden.  Im Zusammenhang mit TTIP wird 
hier immer das Beispiel der amerikanischen „Chlorhühnchen“ genannt. Ähnliches trifft auf 
die Befürchtung zu, dass die öffentliche Daseinsvorsorge, etwa Trinkwasser, privatisiert 
oder liberalisiert werden könnte. Die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten haben 
dies glaubwürdig verneint. Bezüglich der Standards geht es ebenfalls nach Auskunft der 
Beteiligten nicht um eine Absenkung der jeweiligen Standards. Vielmehr sollen, dort wo 
vergleichbare Standards bereits  gelten,  Waren frei  in Umlauf gebracht werden können. 
Zusätzlich werden gemeinsame Standards mit hohem Schutzniveau entwickelt.
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5 Allein die Bundesrepublik Deutschland hat mit anderen Staaten circa 140 derartiger Vereinbarungen ab-
geschlossen.
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